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Liebe Genossin, lieber Genosse, 

es ist schon eine verrückte Welt: 

da feiern wir auf der einen Seite 

70 Jahre Beendigung des 

schrecklichen zweiten Weltkrie-

ges und sind auch zu Recht froh 

und stolz, was wir in diesen Frie-

densjahren aus unserem Land 

machen konnten. In anderen Re-

gionen verfallen ganze Staaten, 

gibt es keine Ordnung mehr und 

Mörderbanden wie der IS versu-

chen, das Vakuum zu besetzen, 

rufen sich selbst zum Staat aus. 

Und dabei treiben sie hunderttau-

sende Menschen vor sich her, die 

vor diesem Terror fliehen. Die 

Mehrheit versucht, in der Nähe 

ihres alten Zuhauses zu bleiben, 

über 1,5 Millionen Menschen sind 

inzwischen im Libanon in Flücht-

lingslagern untergebracht (das 

sind 25 % der einheimischen Be-

völkerung!). Andere finden Zu-

flucht in der Türkei oder versu-

chen, dem Elend mit der Flucht 

über das Mittelmeer zu entkom-

men. Es ist beschämend, aber 

inzwischen ist die Not dieser 

Menschen auch noch zum Wirt-

schaftsfaktor geworden, mit der 

Not lässt sich gut Geld verdienen! 

Auch an anderen Orten wird ge-

schossen, sterben Menschen: ob 

in der Ostukraine oder in Bergka-

rabach, dem Land zwischen Ar-

menien und Aserbaidschan, in 

Pakistan, Nigeria und noch vielen 

anderen Ländern. 

So viele Menschenleben werden 

ausgelöscht—eigentlich ein Un-

ding im 21. Jahrhundert. 

Dabei haben wir doch genug an-

dere Probleme: wachsende Welt-

bevölkerung; Überalterung der 

Gesellschaften in den Industrie-

staaten, Umweltprobleme und 

Naturkatastrophen; Epidemien 

und Unwissenheit. 

Wir sind hier richtig gefordert, 

nicht nur unsere Mitmenschlich-

keit, sondern auch unsere Fähig-

keit, mutig Veränderungen anzu-

gehen, den Fortschritt zuzulas-

sen; zwar nicht um jeden Preis, 

aber um die Richtung zu bestim-

men, um Standards zu setzen.  

Das tun viele von Euch jeden Tag 

bei Eurer Arbeit, ob in der großen 

BASF oder ob im Handwerksbe-

trieb, bei der Verwaltung oder 

den Schutz– und Rettungskräften 

oder auf den Feldern. In wenigen 

Tagen haben wir den 1. Mai, 

dann wird der „Tag der Arbeit“ 

gefeiert. Das ist auch der Tag, an 

dem wir auch ein Stück weit Bi-

lanz ziehen über die Verhältnisse 

in unserem Land, insbesondere 

die Arbeitswelt. Im Vergleich zum 

Süden Europas leben und arbei-

ten wir gut. Der Mindestlohn ist 

kein Jobkiller, sondern eine 

Wohltat für über 2 Millionen Men-

schen. Und in diesem Jahr kön-

nen wir feststellen: zusammen 

haben wir nicht nur 70 Jahre Frie-

den gehalten, sondern auch ein 

Land geschaffen, das Viele als 

ihr Traumland zu erreichen su-

chen. Da heißt es jetzt für uns, zu 

helfen, ein wenig abzugeben—

wie vor 70 Jahren, als wir zusam-

mengerückt sind. Damals haben 

wir es geschafft—und wir schaf-

fen es jetzt auch wieder! 

Eure 
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Flüchtlinge: Europa muss 

endlich gemeinsam handeln 

Deutschland hat die humanitä-

re und historische Verpflich-

tung, politisch Verfolgte und 

Flüchtlinge aus Kriegsgebieten 

aufzunehmen. Um dieser Ver-

antwortung tatsächlich gerecht 

zu werden, müssen wir Flücht-

linge menschenwürdig unter-

bringen und versorgen. Die 

betroffenen Kommunen sto-

ßen derzeit an ihre Grenzen. 

Deshalb muss der Bund sich 

stärker als bisher geplant an 

den Kosten für Flüchtlinge be-

teiligen.  

Um Asylbewerbern eine Chan-

ce zu geben, sich in unsere 

Gesellschaft zu integrieren, 

brauchen wir zudem Verfah-

ren, die rasch klären, ob ein 

Recht auf Asyl besteht oder 

nicht. Die anvisierte Bearbei-

tungszeit von drei Monaten ist 

noch nicht erreicht. Wir setzen 

uns daher dafür ein, die Stel-

len des Bundesamtes für 

Migration und Asyl noch-

mals aufzustocken.  

Angesichts der Dimension der 

Flüchtlingszahlen ist klar: Um 

das Problem zu lösen, müssen 

alle zusammenarbeiten. So-

wohl in Europa als auch auf 

nationaler Ebene. Das ist zu 

Recht die Erwartungshaltung 

unserer Bürgerinnen und Bür-

ger. Ein „Schwarzes-Peter-

Spiel“ auf dem Rücken von 

Kommunen und Flüchtlingen 

machen wir nicht mit!  

 

Alleinerziehende werden 

endlich entlastet 

Auf der gemeinsamen Klausur 

der Geschäftsführenden Vor-

stände der Fraktionen von 

SPD und CDU/CSU in Göttin-

gen hat unsere Fraktion einen 

wichtigen Erfolg für mehr Ge-

rechtigkeit in der Familienpoli-

tik erzielt: Wir haben durchge-

setzt, dass der steuerliche 

Freibetrag für Alleinerzie-

hende erstmals seit über 

zehn Jahren erhöht wird, 

und zwar deutlich um 600 

Euro auf 1908 Euro.  

Tatsache ist: In Deutschland 

gibt es immer mehr Alleiner-

ziehende. In rund 20 Prozent 

aller Familien leben inzwi-

schen Mutter oder Vater allein 

mit ihren Kindern. Alleinerzie-

hende leisten enorm viel, müs-

sen dabei im Schnitt mit einem 

deutlich geringeren Haushalts-

einkommen auskommen als 

Paarfamilien und sind überpro-

portional von Armut betroffen.  

Alle Kinder haben das Recht 

auf einen guten Start ins Le-

ben. Die finanzielle Unterstüt-

zung von Familien muss 

dort ankommen, wo sie 

wirklich gebraucht wird: Bei 

Familien mit mittlerem oder 

niedrigem Einkommen und 

Alleinerziehenden. Im Zuge 

der verfassungsrechtlich not-

wendigen Anhebung der steu-

erlichen Kinderfreibeträge ha-

ben wir daher dafür gesorgt, 

dass auch das Kindergeld und 

der Kinderzuschlag erhöht 

werden.  

 

Einbruchskriminalität effek-

tiv bekämpfen 

Die Zahl der Wohnungseinbrü-

che ist seit 2010 um 25 Pro-

zent gestiegen. Bei vielen Bür-

gerinnen und Bürgern wächst 

die Sorge, eines Tages selbst 

Opfer eines Einbruches zu 

sein. Für uns ist klar: Wir las-

sen die Menschen mit diesen 

Ängsten nicht allein. Wir wol-

len deshalb Mieter und Wohn-

eigentümer unterstützen, Haus 

oder Wohnung besser gegen 

Einbrecher zu schützen.  

Davon müssen auch Mieterin-

nen und Mieter mit geringem 

Einkommen profitieren. Des-

halb wollen wir Zuschüsse im 

Rahmen von KfW-

Programmen aufstocken und 

Maßnahmen zum Schutz ge-

gen Einbruch besser fördern. 

Investitionen in Sicherheits-

technik allein werden das 

Problem jedoch nicht lösen. 

Entscheidend ist, dass der 

Fahndungserfolg steigt. Denn 

eine hohe Aufklärungsquote 

ist die beste Abschreckung. 

Derzeit bleiben jedoch bei drei 

von vier Einbrüchen die Täter 

auf freiem Fuß. Um die Aus-

stattung der Ermittlungsbe-

hörden zu verbessern, hat 
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der Bund deshalb 2015 die 

Mittel für die Bundespolizei 

um 100 Mio. Euro erhöht.  

Terrorgefahr mit Augenmaß 

abwehren 

In dieser Woche beraten wir 

zwei Gesetzentwürfe, die im 

Zusammenspiel mit der inter-

nationalen Staatengemein-

schaft die Aktivitäten von Ter-

roristen gezielt unterbinden: 

Konkret sollen Reiseaktivitäten 

in terroristischer Absicht be-

straft und durch die Möglich-

keit des Personalausweisent-

zugs besser verhindert wer-

den. Zudem sollen die Finanz-

quellen von Terrorgruppen 

durch Schaffung eines eigen-

ständigen Tatbestandes der 

Terrorismusfinanzierung tro-

cken gelegt werden.  

Die richtige Balance zu wah-

ren zwischen individuellen 

Freiheitsrechten und dem 

Bedürfnis nach Sicherheit 

muss daher auch Ziel bei 

der Ausgestaltung der Fahn-

dungsmethoden sein. Die 

Leitlinien zur Neuregelung der 

Vorratsdatenspeicherung, die 

Bundesjustizminister Heiko 

Maas mit dem Bundesinnen-

minister verabredet hat, erfül-

len diese Maßgabe und bilden 

damit eine gute Grundlage für 

die weiteren Beratungen. Sie 

bringen notwendige Verbre-

chensbekämpfung in Einklang 

mit unseren hohen Standards 

zum Schutz persönlicher Da-

ten. Die Leitlinien sehen vor, 

die Speicherung nur in äußert 

engen Grenzen und für maxi-

mal zehn Wochen zuzulassen. 

Inhalte der Kommunikation 

werden nicht gespeichert. E-

Mails sind grundsätzlich von 

der Speicherung ausgenom-

men. Die rechtlichen Hürden 

für die Abrufung von Daten 

sind hoch und ihre Verwen-

dung auf Grundlage strikter 

Vorgaben geregelt. Der Kata-

log der Straftaten ist klar be-

schränkt auf schwerste Straf-

taten. Betroffene müssen zu-

dem über den Abruf der Daten 

informiert werden.  

 

Nachtragshaushalt 2015: 

Gute Investitionen in unsere 

Zukunft 

Um Arbeitsplätze und unseren 

Wohlstand von morgen zu si-

chern, müssen wir heute klug 

investieren. Deshalb haben wir 

in den vergangenen Monaten 

mit Erfolg Druck gemacht und 

dafür gesorgt, dass die Investi-

tionen des Bundes um 15 Mrd. 

Euro stärker steigen als ur-

sprünglich im Koalitionsvertrag 

vereinbart. Das Gros der zu-

sätzlichen Mittel fließt dabei in 

höhere Investitionen in die Inf-

rastruktur (4,3 Mrd. Euro) und 

in Energieeffizienz, Klima-

schutz und Städtebau (2,2 

Mrd. Euro).  

Wir haben zudem durchge-

setzt, dass 5 Mrd. Euro des 

Investitionspaktes einge-

setzt werden, um Kommu-

nen weiter finanziell zu ent-

lasten. Damit sorgen wir da-

für, dass auch Kommunen mit 

angespannter Kassenlage in 

ihre wirtschaftliche Zukunft 

investieren können:  

Mit einem Sondervermögen 

von 3,5 Mrd. Euro sollen ge-

zielt Investitionen finanz-

schwacher Kommunen in Inf-

rastruktur, Bildung und Klima-

schutz gefördert werden. Die 

Mittel werden nach einem 

Schlüssel an die Länder 

ausgeschüttet, der Einwoh-

nerzahl, Höhe der Kassenk-

redite und Anzahl der Ar-

beitslosen berücksichtigt. 

Damit leisten wir einen wichti-

gen Beitrag, um die Gleich-

wertigkeit der Lebensverhält-

nisse in unserem Land zu 

wahren.  

Um die die finanziellen Spiel-

räume der Kommunen weiter 

zu erhöhen, haben wir uns 

zudem mit Erfolg dafür einge-

setzt, dass die Entlastung der 

Kommunen für das Jahr 2017 

um weitere 1,5 Mrd. Euro auf 

insgesamt 2,5 Mrd. Euro steigt 

und dann 2018 mit 5 Mrd. Eu-

ro ihre volle Höhe erreicht.  

Unabhängige Experten sind 

sich einig: In Deutschland be-

steht eine Investitionslücke. 

Damit wir nicht länger von un-

serer Substanz leben, brau-

chen wir mehr Investitionen 

der öffentlichen Hand. Aber 

wir müssen auch bessere An-

reize für private Investitionen 

schaffen. Klar ist: Dabei geht 

es nicht darum, Bund, Länder 

und Kommunen aus ihrer Ver-

antwortung für Ausbau und 

Erhalt öffentlicher Infrastruktur 

zu entlassen.  


